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Antrag 334/I/2025

KDV Tempelhof-Schöneberg

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisen an: Annahme, Streichung BPT, Überweisung

Landesgruppe (Konsens)

Besser über Sozialleistungen informieren
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Die SPD-Bundestagsfraktionwird aufgefordert, sich dafür

einzusetzen, dass alle Neubezieherinnen und -bezieher

von Rentenleistungen über die Anspruchsvoraussetzun-

gen zumBezug vonWohngeld undGrundsicherung imAl-

ter informiert werden.

 

Hierzu gehören insbesondere die Information über die

Einkommensvoraussetzungen, die ggf. in Anspruch zu

nehmenden Unterhaltsverpflichteten und der Einsatz ei-

genen Vermögens oder Grundbesitzes.

 

Die Information soll gleichzeitigmit demRentenbescheid,

in einem gesonderten Schreiben, erfolgen und in einfa-

cher Sprache verfasst sein.

Begründung

Im Armutsbericht des ParitätischenWohlfahrtsverbandes

vom März 2024 wird von 18,1% Rentnerinnen und Rent-

nern die in Armut leben gesprochen. Besonders auffällig

ist hierbei, dass die Quote bei Männern bei 15,1 und bei

Frauen bei 19,4 liegt. Gleichzeitig ist bemerkenswert, dass

Studienergebnisse nahe liegen, dass ca. 63% der Berech-

tigtenbewusst Leistungennicht inAnspruchnehmen (ISG

vom 29.01.2024).

 

Die AG60plus ist überzeugt, dass durch direkte Ansprache

und Information die drei Hauptgründe für die Nichtinan-

spruchnahme, nämlich Komplexität des Antragsprozes-

ses, geringes Anrechtsempfinden und Schamgefühl über-

wunden werden könnten.

 

Im zweiten Symposium zum siebten Armuts- und Reich-

tumsbericht der Bundesregierung am 09.02.2024 wurde

durch das RWI-Leibnitz-Institut für Wirtschaftsforschung

ausgeführt, dass in vielen Ländern versucht wird durch

zahlreiche Maßnahmen die Nichtinanspruchnahme von

Mindestsicherungsleistungen zu reduzieren. „Erste Er-

gebnisse deuten darauf hin, dass die Komplexität des

Antragsprozesses einerseits sowie ein geringes Anrechts-

empfinden andererseits Hauptgründe für die Nichtinan-

spruchnahme seien.“ Neben einigen anderen Maßnah-

men werden „Informationsinterventionen“ und „proakti-

ve Ansprache“ empfohlen.

 

Genau diese proaktive Ansprache kann mit einem ent-

sprechenden separaten Schreiben zum Rentenbescheid

zumindest begonnen werden.
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